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 Zürich, 24. Oktober 2025 
 
 
 
Dossier Nr. 11794, «srf.news Instagram-Post» vom 27. September 2025 – 
«EU und die Bilateralen III» 
 
 
Sehr geehrter Herr X 
 
Wir nehmen Bezug auf Ihr Mail vom 28. September 2025, mit dem Sie obigen Beitrag wie 
folgt beanstanden:  
 
https://www.instagram.com/reel/DPGLjZJFb58/?utm_source=ig_web_copy_link&igsh=MWd
mcXZnZHptZ2E2OA%3D%3D 
 

«Ich wende mich an Sie bezüglich eines Videos, das die Bilateralen III zum Thema aufgriff. 
Die Umsetzung erfüllt aus meiner Sicht nicht die Kriterien des Bundesgesetzes über Radio 
und Fernsehen (RTGV). Wie auf Ihrer eigenen Website beschrieben, müssen TV-Sendungen 
bzw. in diesem Fall eine Online-Berichterstattung dem Kriterium des 
Sachgerechtigkeitsgebots entsprechen. 

In diesem Bericht ist dies klar nicht der Fall. Gerne fasse ich die zu verbessernden Punkte 
zusammen: 

Inszenierung 
«Wir erklären, warum die neuen Verträge der EU so wichtig sind …». 

Nach dieser Einleitung werden die Vertragspakete als Software-Update dargestellt, das 
unbedingt heruntergeladen bzw. installiert werden müsse, damit das «Smartphone Schweiz» 
weiter funktioniert. Hier wird eine Analogie zur Update-Empfehlung der Smartphone-
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Hersteller aufgebaut. Zudem ist «neu» nicht automatisch besser als «alt» – Beispielsweise 
Microsoft hatte mit Windows 8 eine Revolution versprochen, die nicht eintrat; kurz darauf 
wurde Windows 10 veröffentlicht. 

Es wird suggeriert, dass die Annahme der Bilateralen III, wie die Installation von Einem 
Software Update, notwendig ist. 
 
Zudem wird über das Alter der Bilateralen II gescherzt, indem ein selbst gemachtes Meme 
aus dem Film, der die Unterzeichnung zeigt, eingesetzt wird. Ebenso wird ein Meme 
(fahrendes Auto über das Smartphone) gezeigt, wenn es um die Erwähnung der Gegner des 
Abkommens geht. Hier wird ein Effekt erzielt, der den Zuschauer dazu bewegen soll, zur 
Annahme der Bilateralen III zu tendieren. 

Weglassen von Fakten 
Die institutionellen Elemente wurden nicht korrekt erklärt: 

Die Schweiz übernimmt rückwirkend bis 1999 automatisch geltendes EU-Recht. Zudem 
werden alle künftigen Rechtsprechungen übernommen. 

Falls die Schweiz dies nicht annehmen will, können wir gegen Geldzahlung die Übernahme 
blockieren. 
Falls es zu einem Streit zwischen der Schweiz und der EU kommen sollte, entscheidet der 
Europäische Gerichtshof (ein Organ der EU selbst) definitiv und ohne Einspruchsrecht. 

Die Personenfreizügigkeit wird nicht korrekt erklärt: 
Es gelten bereits heute Sicherheitsmechanismen, welche den Bundesrat dazu 
bevollmächtigen, eine «Notbremse» zu ziehen, falls die Einwanderung ausser Kontrolle 
geraten sollte. Im aktuellen Freizügigkeitsabkommen (FZA) gibt es einen Schutzartikel (Art. 
14 Abs. 2 FZA), der bei «schwerwiegenden wirtschaftlichen oder sozialen Schwierigkeiten» 
Massnahmen erlaubt. 

Stand heute können Personen aus 15 EU-Ländern und EFTA-Staatennach fünf Jahren den C-
Ausweis erhalten. Der Zuwanderer darf in dieser Zeit Sozialleistungen erhalten, wird 
medizinisch komplett versorgt (ohne einzuzahlen bzw. ohne Rechnungsstellung) und muss 
nicht berufstätig sein. 

Änderung durch die Bilateralen III: 
Anstelle der 15 Staaten und EFTA Staaten dürfen aus allen EU-Ländern (bestehend und 
später dazukommend) von den oben beschriebenen Massnahmen profitieren. Zudem wird 
der Zuzug durch Familienangehörige noch erweitert. 

Erwähnenswerte Informationen wie die Kohäsionsbeiträge, welche die Schweiz neu leisten 
muss (CHF 3 540 Mio.) sind nicht aufgegriffen. Sehr viel Geld, das ins Ausland fliesst und 
beispielsweise in der AHV fehlen würde. 

Aus dieser Berichterstattung wurden die oben genannten Informationen nicht Neutral 
dargestellt bzw. ganz weggelassen. Es werden lediglich einzelne Themen in den Raum 
gestellt, ohne einen tieferen Kontext zu vermitteln, um eine «Verbesserung durch Kontrolle» 
(Verbesserung durch mehr Apps) zu suggerieren. 

Mir ist bewusst, dass in einem Reel eine kurze Zeitspanne für die Vermittlung eines derart 
komplexen Themas anspruchsvoll sein kann. Die wichtigsten Vertragsänderungen als 
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Smartphone-Update zu zeigen und mit Memes erklären zu wollen, ist jedoch eine zu starke 
Vereinfachung. Gewisse Themen können nicht humorvoll dargestellt werden – dies ist ein 
ernstes Thema. Hier wurde keine neutrale Berichterstattung, sondern eine unterschwellig 
vermittelte Wahlempfehlung gezeigt. 

Ich bitte Sie höflich, den Bericht zu prüfen und zu überarbeiten oder ganz aus dem Netz zu 
nehmen. Die neutrale Berichterstattung ist leider nicht gewährleistet. 
 
 
Die Redaktion nimmt wie folgt Stellung: 
 
Es ging in unserem Erklärvideo nicht darum, das gesamte Paket zur erklären und alle Fragen, 
die sich stellen, zu beantworten. Das ist schlicht unmöglich in diesem Social-Media-Format. 
Ziel war es explizit, aufzuzeigen, warum das Paket so stark diskutiert wird und warum die 
Frage einer Annahme oder Ablehnung des Pakets relevant ist. Entsprechend lautet der erste 
Satz im Begleittext: «Darum sind die neuen EU-Verträge so umstritten». 
 
Zum Vorwurf, die Darstellung als Update suggeriere, dass man Ja sagen soll zum Paket: Das 
wird nicht gesagt im Video. Der Update-Vergleich ist lediglich dazu da, visuell klarzumachen, 
dass es hier um eine Modifikation der bilateralen Beziehungen geht – mit einem Bild, dass 
allen Usern von Social Media geläufig ist und zudem den Unterschied zwischen den neuen 
EU-Verträgen und einer einfachen Anpassung bestehender Verträge veranschaulicht. Das ist 
zentral, um das neue Vertragspaket zu verstehen. Wir haben auch in den Formulierungen 
darauf geachtet, dass das Update nicht als notwendig erscheint: Wir sagen nicht, die 
Verträge «sind» ein Update, sondern sie «präsentieren sich» als solches. Zudem sagen wir 
auch, dass das System-Update «umstritten» sei.  
 
Wie der Beanstander richtig festhält, stellt ein Software-Update nicht immer eine 
Verbesserung dar. Bisweilen funktionieren Dinge danach weniger gut. Insofern passt der 
Vergleich zu den Verträgen auch dann, wenn man diesen kritisch gegenübersteht. Zudem 
wird am Ende des Videos das Hauptargument der Gegner des Vertragspakets nochmals auf 
den Punkt gebracht: «Finger weg, das macht unsere Eigenständigkeit kaputt!». Ausserdem 
haben wir auch darauf hingewiesen, dass auch bestehende Abkommen wie das 
Freizügigkeitsabkommen umstritten sind. Daraus geht hervor, dass wir in unserem 
Erklärvideo den Sachverhalt nicht einseitig dargestellt haben, sondern ausgewogen und 
sachgerecht berichtet haben. 
 
Es ist aus unserer Sicht journalistisch korrekt, sich gerade in einem solchen Social-Media-
Format auf einen Aspekt eines komplexen Themas zu fokussieren – in diesem Fall das 
System-Update – und andere Aspekte wegzulassen, auf die der Beanstander hinweist. Auch 
die vom Beanstander monierte formale Umsetzung macht aus unserer Sicht Sinn: Gerade bei 
einem solch komplexen Thema können auflockernde Bildelemente und Memes dazu 
beitragen, den Inhalt zielgruppen- und kanalgerecht zu erzählen. Solche Bildelemente 
können unterschiedlich interpretiert werden und stützen nicht eine Sichtweise auf das 
Vertragspaket. Beispielweise steht der Hammer, der niedersaust, wenn im Beitrag die Frage 
erwähnt wird, wie die Schweiz EU-Recht übernehmen muss, nicht zwingend für eine 
unkritische Zustimmung zum Paket.       
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Wir sind deshalb der Meinung, auch in dieser knappen Form sachgerecht über die wichtige 
Frage des neuen EU-Vertragspakets berichtet zu haben und den Sachverhalt inhaltlich 
korrekt wiedergegeben zu haben. 
 
Skript des Beitrags: 
 
Es isch d Fraag Nummer Ais i das Schwiizer Politik: Miar erklärend, warum dia noia Verträg 
mir EU für d Schwiiz so wichtig isch – so wia dis Handy für Dich!  
 
Clip Phone Drop  
«Oh oh oh …. Ooooh.»  
 
No worries, dis Handy gaht jetz nid kaputt – es gaht numa um as UPDATE: So präsentiart 
sich nämli s Vertragspaket für d *Beziahig zwüschad EU und dr Schwiiz.  
 
Erklärteil  
Grafik Teil 1: Telefon, Apps, Drei Icons  
 
Du kännsch es: Irgendwänn zaigt’s aa «Noi Software verfüagbar, jetz aktualisiara, 
blablabla». D Verträäg mit da Europäischa Union funktioniarend ähnlich. Es git zwar as paar 
noi Apps, heisst ABKOMMA über Strom, Gsundhait und Läbensmittel; i däna Beraich hets bis 
jetzt KAI bilaterali Verträäg ghee, wo Fraga MITANAND gregelt werdend.  
 
Grafik Teil 2: App Einstellungen, frowny Emojis  
 
Umstritta isch aber vor allem s SYSTEM-UPDATE: Da wird dia ganzi crazy kompliziarti 
Beziahig zur EU aapasst, da Bundesrat red vonara «Stabilisiarig», die seg dringend nötig.  
 
Quote Cassis  
«Damit wird unsere Unabhängigkeit gestärkt, nicht geschwächt.»  
 
Host, Grafik Teil 3«20 Jahre»  
Das Update jetz seg aazaigt, will dia hütiga Verträg mir EU über 20 Jahr alt sind:   
 
Archiv  
1999 het ma ufs erschta bilaterali Paket aagstossa, as zwaits isch nachher dazua choo.  
 
Grafik Teil 4, öffnen «Einstellungen», Tap Freizügikeit  
Bi villna Thema hemmer also Abkomma,  dia sind ir Schwiiz zum Tail aber bis hüt umstritta: 
FRAIZÜGIGKAIT zum Biispil, also d Fraag, wia d Schwiiz d Zuawanderig us da EU chan 
stüüra, wenn s da Problem git.   
 
Grafik Teil 4, inst. Elemente  
Und denn gits au no dia sogenannt «Institutionella Element» - klingt harmlos, het’s aber in 
sich: Wenn und wie muass d Schwiiz EU-Rächt übernäh? Und was passiart, wenn sis nid 
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macht? D Idee: Denn entschaidet as SCHIEDSGRICHT, wo europäischi und Schwiizer Richter 
din sitzend.  
 
Du gsehsch also: Das Paket mit noia EU-Verträg isch RIESIG. Drum sägend d Gägner au: 
Finger davoo laa, das macht Schwiiz kaputt. Fasch wia … you know.  
 
Break  
Clip Phone Drop  
«Ooooh».  
 
Outro & Loop  
 
Hände CH-EU  
Fründa vo da noia Verträg sägend aber: Ohni si isch d Europa-Politik völlig kaputt. Hm.  
Entschaida muass irgendwänn s Volk. Du waisch jetzt scho mal, warum ma sait:    
 
 
Die Ombudsstelle hält abschliessend fest: 
 
Die Berichterstattung von SRF zu den Bilateralen III ist schon heute sehr breit und wird, 
nachdem jetzt auch schon einige Parteien Position bezogen haben, bis zum 
Abstimmungssonntag an einem noch nicht bestimmten Datum, noch weit umfassender 
werden. Voraussichtlich wird es zu einer der heftigsten Auseinandersetzungen der letzten 
Jahre kommen, vergleichbar mit der Abstimmung über den EWR. Das lassen nur schon die 
vielen Reaktionen erahnen, die schon heute zu praktisch jeder SRF-Publikation im Hinblick 
auf die Bilateralen III eingehen. 
 
Der Interpretationsspielraum bei der Auslegung der Bilateralen III ist sehr gross. Je 
nachdem, ob man sich zu den Bilateralen III oder dagegen bekennt, werden Aussagen des 
anderen Lagers postwendend als falsch bezeichnet bzw. jede Information über das Paket 
sofort zugunsten der eigenen Position kommentiert. Das zeigt sich auch bei den vielen 
Kommentaren zum beanstandeten Instagram-Reel. Etliche Reaktionen nehmen dabei gar 
nicht Bezug auf den Inhalt des Reels, sondern werden benutzt, um Propaganda für oder 
gegen die Bilateralen III zu machen. 
 
Die Ausgewogenheit, wie sie in Art. 4 Abs. 2 des Radio- und Fernsehgesetzes vorgeschrieben 
wird und die der Beanstander als verletzt erachtet, schreibt nicht vor, dass in jeder einzelnen 
Publikation Pro und Contra gleichermassen vertreten sein müssen. Das ist nur in der heiklen 
Phase ein paar Wochen vor einer Abstimmung vorgeschrieben, wo SRF genau darauf achtet, 
dass Befürworter und Gegnerinnen genau gleich oft und lang zu Wort kommen. Wesentlich 
ist vor dieser heiklen Phase einzig, dass alle wichtigen Argumente und Perspektiven 
insgesamt beleuchtet werden. 
 
Mit dem beanstandeten Reel sollen ganz offensichtlich die jüngeren Stimmberechtigten 
angesprochen werden. Das beweist nur schon der eingangs gemachte Vergleich mit dem 
Handy. Man mag dieses Beispiel als gelungen oder als gesucht auffassen. Falsch ist es nicht. 
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Es handelt sich bei den Bilateralen III tatsächlich teilweise um ein «Update» im Sinne einer 
Weiterentwicklung: Das EU-Recht entwickelt sich weiter, und die EU macht ihre Bereitschaft 
zur weiteren Zusammenarbeit sowie dem Ausbau der Binnenmarktbeteiligung der Schweiz 
von Bedingungen institutioneller Natur abhängig. Aus den Inhalten, die nach dem Eingangs-
Meme vermittelt werden, geht hervor, dass das überfahrene Handy – sinnbildlich für die 
bestehenden Abkommen – ganz verschieden interpretiert wird. Die Möglichkeit der 
Meinungsbildung, wie sie in Art. 4 Abs. 2 RTVG genannt wird, wird also angestossen, wobei 
eine abschliessende Meinungsbildung sicherlich nicht Sinn und Zweck dieses kurzen Reels 
war. 
 
Selbstverständlich wurden die Institutionellen Elemente nicht ausführlich erklärt. Zum einen 
wäre das in der Kürze eines solchen Reels nicht möglich, zum anderen war das auch nicht 
die Absicht. Es ging ganz offensichtlich darum, gerade einem jüngeren Publikum zu 
vermitteln, dass dieses komplexe Thema von entscheidender Bedeutung für die Schweiz ist. 
In der Hoffnung, dass der Informationsbedarf grösser wird und man sich umfassend über die 
Inhalte der Bilateralen III ins Bild setzt. 
 
Ein Verstoss gegen das Sachgerechtigkeitsgebot gemäss Art. 4 Abs. 2 des Radio- 
und Fernsehgesetzes liegt dementsprechend nicht vor. 
 
Wir hoffen, dass Sie dem öffentlich-rechtlichen Sender trotz Ihrer Kritik treu bleiben. 
 
Sollten Sie in Erwägung ziehen, den rechtlichen Weg zu beschreiten und an die Unabhängige 
Beschwerdeinstanz für Radio und Fernsehen (UBI) zu gelangen, lassen wir Ihnen im Anhang 
die Rechtsmittelbelehrung zukommen. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Ombudsstelle SRG Deutschschweiz 


